
lieh erteilt war — des Beweises. Allerdings ist aus dem 
Urteil nicht ersichtlich, ob der Kläger diese Behaup­
tung bestritten hat. Ihre Richtigkeit mußte aber von 
Amts wegen geprüft werden, da der Kläger auf den 
Schwerbeschädigtenschutz des § 10 der Ersten Durch­
führungsbestimmung vom 18. Dezember 1951 zu § 28 
des Gesetzes der Arbeit (GBl. S. 1185) nicht verzichten 
konnte, auch nicht in Form der Unterlassung des Be­
streitens von Behauptungen des Verklagten.

Entscheidungen anderer Gerichte
Familienrecht

§ 8 EheVO.
Eine Ehe, aus der mehrere noch minderjährige Kin­

der hervorgegangen sind, verliert nicht allein deshalb 
ihren Sinn, weil die Ehegatten seit einigen Jahren ge­
trennt leben. Das Wohl der Kinder steht in diesem 
Falle einer Scheidung entgegen.

BG Leipzig, Urt. vom 12. März 1956 — 1 S Ra 3/56.
Der Kläger hat die Scheidung der Ehe beantragt und dazu 

vorgebracht, die Beklagte habe die Hauswirtschaft nicht richtig 
versorgt und ihn außerdem beschimpft. Seit Mitte Juni 1951 
habe sie ihm den ehelichen Verkehr verweigert. Sie habe ihm 
auch den Hausschlüssel entzogen und die Kinder der Parteien 
gegen ihn aufgehetzt.

Die Verklagte hat dies alles bestritten und geltend gemacht, 
daß der Kläger die Scheidung der Ehe nur deshalb verlange, 
weil er ein Verhältnis mit einer Frau U. unterhalte.

Das Kreisgericht hat die Ehe wegen Zerrüttung mit folgender 
Begründung geschieden: Es lägen ernstliche Gründe für eine 
Scheidung vor, denn der Kläger unterhalte seit 1951 ein ehe­
widriges Vrehältnis zu einer anderen Frau; er habe die Ver­
klagte verlassen und kehre nicht zurück. Das sei zwar ein 
leichtfertiges Verhalten, aber da die Parteien schon vier Jahre 
getrennt leben und der Kläger die Rückkehr ablehne, habe 
die Ehe ihren Sinn für die Eheleute, die Kinder und die Ge­
sellschaft verloren.

Gegen dieses Urteil hat die Verklagte Berufung eingelegt. 
Sie macht geltend, das Kreisgericht sei über die Frage hinweg­
gegangen, ob die Folgen der Scheidung für die Verklagte eine 
unzumutbare Härte bedeuten und ob das Wohl der fünf min­
derjährigen Kinder einer Scheidung entgegensteht. Beides sei 
der Fall. Sie, die Verklagte, sei hauptsächlich infolge der 
fünf Geburten leidend und völlig abgearbeitet, so daß sie 
nicht mehr in der Lage sei, sich eine eigene Existenz zu 
gründen.

Aus den G r ü n d e n :
§ 8 EheVO verlangt u. a. vom Gericht die sorgfältige 

Prüfung, ob die Folgen der Scheidung für den anderen 
Teil eine unzumutbare Härte bedeuten und ob das 
Wohl der minderjährigen Kinder einer Scheidung ent­
gegensteht.

Das Kreisgericht hat jedoch diese Gesichtspunkte 
nicht beachtet, sonst hätte es nicht die Begründung 
der Scheidung darauf beschränken können, daß die 
Parteien vier Jahre getrennt lebten, der Kläger die 
Rückkehr zur Verklagten ablehne und deshalb die Ehe 
ihren Sinn für die Eheleute, die Kinder und die Gesell­
schaft verloren habe. Gewiß sind diese Umstände be­
deutungsvoll, aber es ist doch nicht richtig, daß eine 
Ehe, aus der — wie im vorliegenden Fall — fünf jetzt 
noch minderjährige Kinder hervorgegangen sind, allein 
durch längeres Getrenntleben der Eltern ihren Sinn 
verliert. Für die Mutter, die die Kinder großgezogen 
hat und sie jetzt noch betreut, bestimmt nicht, aber 
auch nicht für den Vater, sofern er einiges Verant­
wortungsgefühl besitzt; schließlich auch nicht für die 
Gesellschaft, die sich den Schutz kinderreicher Familien 
wegen ihrer Bedeutung für den Aufbau der Gesell­
schaft und des Staates besonders angelegen sein läßt, 
und am allerwenigsten für die Kinder selbst. Denn ab­
gesehen davon, daß der mit einer Scheidung ver­
bundene dauernde Verlust des Elternhauses fast immer 
für die Erziehung und charakterliche Entwicklung der 
Kinder einen schweren Schaden bedeutet, ist bei der 
Zahl von fünf Kindern, die eine Mutter allein kaum in 
Zucht und Ordnung halten kann, die Mitwirkung 
des Vaters geradezu unentbehrlich. Bezeichnenderweise 
nimmt der Kläger selbst daran Anstoß, daß die Kinder, 
als er 1945 aus dem Kriege wiedergekommen sei (da­
mals waren es nur drei), „total verzogen“ gewesen 
seien; um so mehr müßte er sich darüber im klaren 
sein, daß er sich jetzt, da es fünf Kinder sind, selbst 
an deren Erziehung beteiligen muß.

Dazu kommt, daß die Verklagte nach ihrem persön­
lichen Eindruck bei der mündlichen Verhandlung an­

scheinend nicht die nötige Willensstärke und die phy­
sische Unverbrauchtheit besitzt, um sich fünf Kindern 
gegenüber durchzusetzen, und daß außerdem die Ge­
fahr besteht, daß sie, wenn sie weiter auf sich allein 
gestellt bleibt, durch die Schwierigkeiten bei der Er­
ziehung und Versorgung der Kinder allmählich die Lust 
verliert. Aus diesen Gründen ist der Senat der Über­
zeugung, daß schon um des Wohles der Kinder willen 
die Ehe, und zwar nicht bloß als äußerliches Band, auf­
rechterhalten werden muß, daß also an den Kläger die 
Forderung gestellt werden muß, zu seiner Familie zu­
rückzukehren. Es ist kein unbilliges Verlangen, daß 
er das Verhältnis zu Frau U., wenn diese auch ein Kind 
von ihm erwartet, aufgibt, denn es ist ein ehewidriges 
Verhältnis, durch dessen Eingehung der Kläger sich 
einer schweren Pflichtverletzung gegenüber der Be­
klagten und den Kindern schuldig gemacht hat.

Dafür, daß ihm die Verklagte Anlaß zu seiner Ab­
wendung von der Familie gegeben habe, liegt kein 
stichhaltiger Anhalt vor; was der Kläger dazu vor­
bringt, ist nach Überzeugung des Senats über den 
wirklichen Gehalt hinaus aufgebauscht, um nur die 
Scheidung durchzusetzen zu können. (Wird ausgeführt.)

Der Kläger wird zugeben müssen, da!3 alles, was er 
während der Ehe erlitten haben will, gegenüber dem 
Schaden, den die Kinder durch den Verlust des Eltern­
hauses erleiden, gar nicht ins Gewicht fällt. Er ist in 
diesem Zusammenhang nachdrücklich auf den Vor­
spruch zur EheO hinzuweisen, wo gesagt wird: „Ein 
leichtfertiges Verhalten zur Ehe widerspricht den 
moralischen Anschauungen unserer Werktätigen“. Das 
Verhalten des Klägers, der ohne einen moralisch zu 
rechtfertigenden Grund, nur um seiner eigenen An­
nehmlichkeit und Bequemlichkeit willen seine Familie 
verließ und verantwortungslos genug war, die Sorge 
um die fünf Kinder der Verklagten zu überlassen, ist 
in hohem Maße leichtfertig. Auf Grund dieser Er­
wägungen ist der Senat zu der Überzeugung gelangt, 
daß der Berufung der Beklagten stattgegeben und die 
Scheidungsklage des Klägers trotz der schon seit Jahren 
bestehenden Trennung abgewiesen werden muß.

Es ist nun die Pflicht des Klägers, die Hemmungen, 
die er jetzt noch empfindet, zum Wohl der Familie zu 
überwinden und zu seiner Frau und seinen Kindern 
zurückzukehren. Die Verklagte ist, wie sie in glaubwür­
diger Weise erklärt hat, bereit, ihn aufzunehmen. Es 
mag dabei anfangs Schwierigkeiten geben, und der 
Kläger kann auch nicht verlangen, daß ihm die Ver­
klagte gleich um den Hals fällt. Mit Geduld und gegen­
seitigem guten Willen müssen aber diese Schwierig­
keiten überwunden werden können, und ein geordnetes 
Familienleben wird sich wiederherstellen lassen.

§ 8 EheVO.
Häufige Trunkenheit sowie sich in Beschimpfungen 

und Tätlichkeiten äußernde Grobheit des Ehemannes 
gegenüber seiner Ehefrau und dem gemeinsamen Kind 
als ernstliche Gründe für die Scheidung einer Ehe.

BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 29. Juni 1956 — 5 d S 
Ra 8/56.

Die Klägerin hat die Scheidung ihrer im August 1944 ge­
schlossenen Ehe begehrt und behauptet, daß ihre Ehe seit etwa 
drei Jahren nicht mehr harmonisch verlaufe. Der Verklagte 
halte sich viel in Gastwirtschaften auf und verbrauche dort 
sein Geld. Seinen Unterhaltsbeitrag zum gemeinsamen Haus­
halt leiste er nur unregelmäßig und erst nach Aufforderungen. 
Zu dem 1947 adoptierten 11jährigen Kind W. sei er nicht gut; 
er beschimpfe es grundlos mit groben Ausdrücken. Er be­
schimpfe auch öfter die Klägerin, wenn er betrunken aus dem 
Gasthaus nach Hause komme. Im Anschluß an ein Faschings­
vergnügen habe er am 22. Februar 1956 in unbegründeter Eifer­
sucht eine heftige Auseinandersetzung hervorgerufen, in deren 
Verlauf er die Klägerin geschlagen habe.

Der Verklagte beantragt Klagabweisung. Er bestreitet, wie­
derholt betrunken nach Hause gekommen zu sein und im 
Gasthaus so viel Geld verbraucht zu haben, daß er seiner 
Unterhaltspflicht nur mangelhaft nachgekommen sei. Er be­
streitet auch, die Klägerin am 22. Februar 1956 geschlagen zu 
haben. Bei einer heftigen Aussprache sei er vielmehr von ihr 
angegriffen worden. Bei der Abwehr ihres Angriffes habe er 
sie allerdings mehrere Maie zurückstoßen müssen.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen und ausgeführt, 
daß es auf Grund des gesamten Beweis- und Verhandlungs­
ergebnisses zu der Auffassung gelangt sei, daß ausreichende 
Gründe für die Scheidung nicht vorlägen. Aufgabe des Ver­
klagten sei es, seine Gaststättenbesuche auf ein Mindestmaß 
einzuschränken. Die regelmäßige Abgabe eines ausreichenden 
Wirtschaftsgeldes für die Familie sei erforderlich, um die 
Harmonie in der Ehe zu erhalten. Der Verklagte müsse auch
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